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Weiterfahrverbote – 
Förmelei (?) oder 
Rechtsstaatlichkeit (!)

Ein gegenüber einem Schiffsführer ausgesprochenes Weiterfahrverbot ist ein Verwaltungsakt und muss unter Beachtung aller Form-
vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes erlassen werden.

Das Fahrverbot muss erkennen lassen, gegen welchen Adressaten es sich richtet. Die Verwaltungsbehörde hat deutlich zu machen, 
auf welcher Grundlage sie entscheidet und alle wesentlichen Gesichtspunkte ihrer Entscheidung sowie die Ausübung des Ermessens 
ausdrücklich auszuführen. Der Tenor des Verwaltungsaktes muss klar erkennen lassen, welche konkrete Maßnahme angeordnet ist.

Die vorgenannten Grundelemente rechtsstaatlichen Handelns sind nicht lediglich streng formalistische Anforderungen, sondern un-
abdingbare Voraussetzungen zur Gewährleistung des effektiven Rechtsschutzes nach Artikel 19 IV Grundgesetz.

Beschluss des Bayerischen Verwaltungs-
gerichtshofes, Az.: 8 CS 18.2364 (Ver-
waltungsgericht Regensburg, Az.: 8 O 
8 S.18.1521) rechtskräftig (das Hauptsa-
cheverfahren ist noch anhängig).

Vorbemerkung der Redaktion:

Die Bundeswasserstraßenverwaltung hat 
sich insbesondere durch das Wasser- und 
Schifffahrtsamt Regensburg in jüngster 
Vergangenheit häufig durch die Verhän-
gung von Fahrverboten auf der Donau 
betätigt, die bei den Binnenschifffahrt-
streibenden auf wenig Verständnis ge-
stoßen sind.

Das WSA Regensburg ist dabei durch ei-
nen sehr nachlässigen Umgang mit den 
formalen Voraussetzungen für schiff-
fahrtspolizeiliche Maßnahmen aufge-
fallen. Fahrverbote wurden häufig nur 
mündlich ausgesprochen, sehr häu-
fig überhaupt nicht inhaltlich begrün-
det und wiesen zahlreiche weitere for-
male Mängel auf. Ein sofort eingelegter 
Widerspruch der Schiffsseite ist ein 
stumpfes Mittel, wenn die Behörde die 
sofortige Vollziehbarkeit des Fahrver-
botes anordnet. Auch im Eilverfahren 
des einstweiligen Rechtsschutzes kann 
es durchaus zwei bis drei Wochen dau-
ern, bis eine richterliche Entscheidung 
über die Aufhebung des Fahrverbotes 
vorliegt. Eine Liegezeit von zwei bis drei 
Wochen ist für einen Schifffahrtstreiben-
den aber eine außerordentlich kostspie-
lige und potenziell ruinöse Angelegen-

heit, da nicht nur die Ausfallzeiten des 
Schiffes drohen, sondern auch Schaden-
ersatzansprüche der frachtvertraglichen 
Vertragspartner des Schiffes. Deshalb 
wählen viele Schiffer in der Praxis den 
Weg, sich mit dem Wasser- und Schiff-
fahrtsamt möglichst gut zu stellen und 
– auch dem Schiffer unsinnig erschei-
nenden – Auflagen sofort nachzukom-
men, um den Schaden gering zu halten. 
Gerichtliche Klärungen der juristischen 
Fragen im Zusammenhang mit Fahrver-
boten an der Donau sind daher außeror-
dentlich selten.

Mit der nachfolgend veröffentlichten Ent-
scheidung hat sich der Bayerische Ver-
waltungsgerichtshof nicht zur Hauptsa-
che geäußert, sondern nur zu der Frage, 
ob das Fahrverbot sofort vollzogen wer-
den kann, das Schiff also liegen bleiben 
muss, oder ob der Widerspruch aufschie-
bende Wirkung hat mit der Folge, dass 
das Schiff weiterfahren kann und die 
Rechtmäßigkeit des Verwaltungsaktes im 
Hauptsacheverfahren geklärt wird.

Im vorliegenden Fall hat der Bayerische 
Verwaltungsgerichtshof dem WSA Re-
gensburg und den tätig gewordenen 
überordneten Behörden schwerste Män-
gel im verwaltungsrechtlichen Vorgehen 
attestiert und zahlreiche Verstöße gegen 
das Verwaltungsverfahrensgesetz festge-
stellt. Dass der Verwaltungsgerichtshof 
sich sogar veranlasst gesehen hat, die be-
troffenen Behörden darauf hinzuweisen, 
dass die Vorschriften des Verwaltungs-

verfahrensgesetzes kein Formalismus – 
wie die Generaldirektion Wasserstraßen 
und Schifffahrt in Bonn vorgetragen hatte 
–, sondern Grundzüge rechtsstaatlichen 
Handelns sind, ist bemerkenswert. Eine 
solche Bemerkung in einer gerichtlichen 
Entscheidung zu lesen, erstaunt den Ju-
risten, handelt es sich doch um eine ju-
ristische Selbstverständlichkeit.

Ein Fahrverbot muss immer ultima ra-
tio sein. Die für den Schiffer existenzbe-
drohenden Konsequenzen und erhebli-
chen Kosten eines Weiterfahrverbotes 
müssen zur Stärke des Verdachtes und 
zum Grad der tatsächlich drohenden Ge-
fahr in einem ausgewogenen Verhältnis 
stehen, was im Rahmen der Ermessen-
sausübung ausführlich zu begründen 
ist. Vorliegend bestand der Verdacht ei-
ner Gewässerverunreinigung, der durch 
Probenentnahmen und Beobachtung der 
Weiterfahrt des Schiffes adäquat aufge-
klärt werden kann (dazu SchOG Köln, Ur-
teil vom 22. November 1991, ZfB 1992, 
Sammlung Seite 1368 ff). Ein Schiff fest-
zuhalten, das über ein gültiges Schiffsat-
test verfügt, mit der Begründung, es lä-
gen technische Mängel vor, setzt nach 
wohl richtiger Auffassung voraus, dass 
technische Mängel definitiv festgestellt 
und dokumentiert werden, die maßgeb-
lichen Einfluss auf die Betriebssicherheit 
des Schiffes haben. Der bloße Verdacht 
einer Gewässerverunreinigung, noch 
dazu, wenn die typischen Beweisanzei-
chen schiffseitig fehlen, reicht dazu si-
cherlich nicht aus.

»Revidirte Rheinschifffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK
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Das Verwaltungsgericht und der Ver-
waltungsgerichtshof haben sich mit den 
technischen und materiellrechtlichen Fra-
ge vorliegend allein deshalb nicht ausei-
nandersetzen müssen, weil bereits die 
schweren Formverstöße das Verwal-
tungshandeln rechtswidrig gemacht ha-
ben und schon allein deshalb die Aufhe-
bung der sofortigen Vollziehung geboten 
war. Bleibt zu hoffen, dass die Entschei-
dung Signalwirkung für weiteres Verwal-
tungshandeln der betroffenen Behörden 
hat.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer,  
Frankfurt am Main

Aus den Gründen:

Die Antragstellerin wendet sich als Aus-
rüsterin und Schiffseignerin (§  2 Abs. 
1 Binnenschiffahrtsgesetz) gegen eine 
Anordnung des Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsamts (WSA) Regensburg, ihr 
Gütermotorschiff (GMS) »Chateau Cha-
lon« betreffend

Am 4. September 2018 wurde auf dem 
Gebiet der Stadt Regensburg im Bereich 
der Oberpfalzbrücke und der Schleuse 
Regensburg eine Gewässerverunreini-
gung der Donau in Form eines auf dem 
Wasser schwimmenden Ölfilms festge-
stellt. Als möglicher Verursacher wurde 
das GMS »Chateau Chalon« der Antrag-
stellerin ermittelt. Die eingesetzten Was-
serschutzpolizeikräfte sprachen für das 
Schiff vor Ort gegenüber dem Schiffs-
führer mündlich ein Weiterfahrverbot 
aus, das noch am gleichen Tag durch 
das WSA Regensburg schriftlich bestä-
tigt wurde …

Das WSA Regensburg ordnete mit E-
Mail vom 11. September 2018, die an 
den Bevollmächtigten der Antragstelle-
rin – ohne weitere Bezeichnung des Ad-
ressaten – am selben Tag versendet wur-
de, folgendes an:

»Aufhebung des Weiterfahrverbotes für 
das Gütermotorschiff »Chateau Chalon«. 
Aufgrund heute erfolgter provisorischer 
Reparatur wird das Weiterfahrverbot für 
das Gütermotorschiff »Chateau Chalon«, 
ENI 04603280 vom 04.09.2018 mit sofor-
tiger Wirkung zu nachfolgenden Bedin-
gungen aufgehoben: Die Ruderschäfte 
sind innerhalb von vier Wochen fach-
gerecht instand zu setzen. Während des 
Zeitraumes bis zum Instandsetzungsbe-
ginn ist die Achterpiek trocken zu halten 
und regelmäßig zu kontrollieren. Über 
die fachgerechte Instandsetzung ist dem 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Re-
gensburg die Bescheinigung einer Fach-
firma oder eines anerkannten Sachver-
ständigen vorzulegen.«

Es folgt eine (einfache) Signatur der Mit-
arbeiterin des WSA Regensburg. Eine 
Rechtsbehelfsbelehrung war nicht bei-
gefügt …

Das Verwaltungsgericht Regensburg stell-
te mit Beschluss vom 23. Oktober 2018 die 
aufschiebende Wirkung einer (zu diesem 
Zeitpunkt noch zu erhebenden) Klage ge-
gen den Bescheid des … Wasserstraßen- 
und Schifffahrtsamts vom 11. September 
2018, in der Gestalt des Widerspruchs-
bescheids der Generaldirektion Wasser-
straßen und Schiffahrt Würzburg vom 20. 
September 2018, wieder her …

Mit ihrer Beschwerde wendet sich die An-
tragsgegnerin gegen den Beschluss des 
Verwaltungsgerichts Regensburg vom 
23. Oktober 2018 …

II.
Die zulässige Beschwerde hat in der Sa-
che keinen Erfolg. Die von der Antrags-
gegnerin mit der Beschwerde vorge-
brachten Gründe, auf deren Prüfung das 
Gericht nach § 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO 
beschränkt ist, rechtfertigen keine Abän-
derung der erstinstanzlichen Entschei-
dung.

Die Entscheidung des Verwaltungsge-
richts, wonach die aufschiebende Wir-
kung der Anfechtungsklage wiederher-
zustellen war, weil die Klage gegen den 
Bescheid vom 11. September 2018 nach 
summarischer Prüfung voraussichtlich 
Erfolg haben wird, erweist sich auch in 
Ansehung der von der Antragsgegnerin 
innerhalb der Frist des § 146 Abs. 4 Satz 
1 VwGO dargelegten Gründe als zutref-
fend.

Das Verwaltungsgericht hat nicht ledig-
lich eine Anordnung der sofortigen Voll-
ziehbarkeit aufgehoben, sondern die 
aufschiebende Wirkung der (mittlerwei-
le erhobenen) Anfechtungsklage wieder-
hergestellt (s. dazu BayVGH, B.v. 4.1.2006 
– 11 CS 05.1878 – juris Rn. 19 ff.; Külp-
mann, in Finkelnburg/Dombert/Külp-
mann, Vorläufiger Rechtsschutz im Ver-
waltungsverfahren, 7. Aufl. 2017, Rn. 
1031 ff. m.w.N.). Es hat die in den Fäl-
len des § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 2 VwGO 
erforderliche eigene gerichtliche Abwä-
gung des Suspensivinteresses der An-
tragstellerin mit dem Vollzugsinteresse 
der Antragsgegnerin (vgl. Hoppe in Ey-
ermann, VwGO, 15. Aufl. 2019, § 80 Rn. 
85 f. m.w.N.) zutreffend daran orientiert, 
dass die in der Hauptsache erhobene Kla-
ge nach summarischer Prüfung zulässig 
ist (wogegen die Antragsgegnerin keine 
Einwände erhebt) und dass auch alles da-
für spricht, dass diese in der Sache Erfolg 
haben wird (vgl. BVerwG, B.v. 6.7.1994 – 
1 VR 10.93 – NVwZ 1995, 587 = juris Rn. 
4; BayVGH, B.v. 4.1.2006 – 11 CS 05.1878 

– a.a.O.; Puttler in Sodan/Ziekow, VwGO, 
5. Aufl. 2018, § 80 Rn. 158 m.w.N.). Nach 
den überzeugenden Ausführungen im 
angefochtenen Beschluss ist der streit-
gegenständliche Bescheid wegen fehlen-
der Ermessenserwägungen rechtswidrig 
und verletzt die Antragstellerin in ihren 
Rechten (dazu unten 1.2). Diese mate-
riellen Fehler wurden nicht geheilt und 
können auch nicht mehr geheilt werden 
(dazu unten 1.3), weil in einem gerichtli-
chen Verfahren lediglich eine Ergänzung 
von Ermessenserwägungen in Betracht 
kommt, wie vom Verwaltungsgericht 
ebenfalls zutreffend dargelegt wurde. 
Die dagegen erhobenen Einwendungen 
der Antragsgegnerin überzeugen nicht. 
Sie trägt mit ihrer Beschwerde nichts vor, 
was eine andere Bewertung begründen 
könnte.

1.1 Rechtsgrundlage der streitgegen-
ständlichen Anordnung sind nach eige-
nem Bekunden der Antragsgegnerin, 
die dazu allerdings erst im gerichtlichen 
Verfahren Ausführungen gemacht hat, 
besondere sicherheitsrechtliche Gene-
ralklauseln (§§  24, 28 Abs. 1 WaStrG, 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Satz 2 BinSchAuf-
gG i.V.m. der Donauschifffahrtspolizei-
verordnung und damit generalklauselar-
tige Befugnisnormen, die der handelnden 
Behörde einen weiten Ermessensspiel-
raum einräumen. Ebenso stehen die ge-
troffenen Nebenbestimmungen gemäß 
§ 36 VwVfG im behördlichen Ermessen. 
Sollte schließlich in der Anordnung auch 
eine Rücknahme (§ 48 VwVfG) oder ein 
Widerruf (§ 49 VwVfG) in Bezug auf ein 
zuvor verhängtes Weiterfahrverbot ent-
halten sein, was aus dem bisherigen Vor-
trag des Vertreters der Antragsgegnerin 
nicht klar hervorgeht, handelt es sich in-
sofern ebenfalls um eine Ermessensent-
scheidung. Sowohl nach § 48 VwVfG als 
auch nach § 49 VwVfG hat die Behörde 
Ermessen auszuüben.

1.2 Das Verwaltungsgericht ist – entge-
gen der Ansicht des Bevollmächtigten 
der Antragsgegnerin – zutreffend da-
von ausgegangen, dass der streitgegen-
ständliche Verwaltungsakt ermessens-
fehlerhaft erlassen wurde.

1.2.1 Nach § 40 VwVfG hat eine Behör-
de das ihr durch Gesetz eingeräumte Er-
messen entsprechend dem Zweck der 
Ermächtigung auszuüben und die ge-
setzlichen Grenzen des Ermessens ein-
zuhalten. Die gerichtliche Prüfung ist auf 
die Rechtmäßigkeitskontrolle der Aus-
übung beschränkt (§ 114 Satz 1 VwGO, 
vgl. dazu BVerwG, U.v. 13.11.1979 – 1 C 
16.75 – NJW 1980, 2034 = juris Rn. 13). 
Ein danach beachtlicher Ermessensfehler 
liegt vor, wenn die Behörde das ihr einge-
räumte Ermessen nicht (erkennbar) betä-
tigt (Sachs in Stelkens/Bonk/Sachs, VwV-
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fG, 9. Auflage 2018, §4 0 Rn. 77 m.w.N.; 
vgl. auch BVerwG, U.v. 23.9.1992-6 C 2.91 
– BVerwGE 91, 24/42 = juris Rn. 55). Dies 
beurteilt sich regelmäßig nach den kon-
kreten Erwägungen im Entscheidungs-
zeitpunkt (vgl. BayVGH, U.v. 6.2.2014 – 
2 B 13.2570 – BayVBI 2015, 274 = juris Rn. 
23 f.). Der nach Art. 19 Abs. 4 GG verfas-
sungsrechtlich garantierte gerichtliche 
Rechtsschutz setzt nach der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung voraus, dass 
die Behörde offenbart, von welchen Ge-
sichtspunkten sie sich bei der Ausübung 
des Ermessens hat leiten lassen. Diesem 
Zweck dient auch die (von der materiell-
rechtlich zu beurteilenden Ermessens-
fehlerhaftigkeit zu trennende formelle) 
Pflicht zur Begründung von Verwaltungs-
akten gemäß § 39 VwVfG (vgl. BVerwG 
U.v. 24.9.1996 – 1 C 9.94 – BVerwGE 102, 
63/70 m.w.N.; U.v. 5.9.2006 – 1 C 20.05 – 
NVwZ 2007, 470/471 = juris Rn. 18). Die 
bei der Ermessensausübung angestell-
ten Erwägungen müssen grundsätzlich 
aus der Entscheidung erkennbar wer-
den (vgl. BFH, U.v. 11.3.2004 – VII 52/02 – 
BFHE 205, 14 = juris Rn. 16). Ist dagegen 
nicht ersichtlich, welche Gesichtspunk-
te für die Ermessensentscheidung maß-
geblich gewesen sind, liegt ein Ermes-
sensausfall vor (BayVGH, B.v. 26.2.2009 
– 4 CS 08.3123 -juris Rn. 9; B.v. 9.11.2009-
4B09.594 – juris Rn. 19 ff.; B.v. 14.12.2011 
– 4BV 11.895 – juris Rn. 35; vgl. auch 
BVerwG, U.v. 1.9.2016-4 C 4.15 – BVer-
wGE 156, 94 Rn. 27). Die hier getroffe-
ne sicherheitsrechtliche Verfügung hät-
te danach erkennen lassen müssen, auf 
welcher Grundlage die Behörde ihre Er-
messensentscheidung getroffen hat, 
dass alle wesentlichen Gesichtspunkte 
in ihre Entscheidung eingeflossen sind 
und dass die öffentlichen sowie die priva-
ten Interessen zutreffend erkannt und ge-
wichtet wurden. Dies gilt vor allem für die 
Betätigung des durch die oben genann-
ten Befugnisnormen eröffneten Auswah-
lermessens hinsichtlich des Adressaten 
(vgl. dazu etwa § 25 WaStrG) sowie der 
Maßnahme (vgl. BayVGH, B.v. 18.1.2010 – 
10 C 09.2750 – juris Rn. 10) einschließlich 
der Nebenbestimmungen. Bei fehlenden 
Angaben zur Rechtsgrundlage und voll-
ständig fehlenden Ermessenserwägun-
gen ist das Verwaltungsgericht nicht in 
der Lage zu prüfen, ob bei der Ermessen-
sausübung die rechtlichen Voraussetzun-
gen beachtet wurden.

Bei Zugrundelegung dieser Maßstäbe 
hat das Verwaltungsgericht zu Recht 
einen Ermessensausfall bzw. einen 
schwerwiegenden Ermessensfehler an-
genommen.

1.2.2 Der streitgegenständliche Be-
scheid besteht lediglich aus einem Te-
nor. Der elektronische Verwaltungsakt 
weist – entgegen § 39 Abs. 1 und 2 VwV-

fG – keine Begründung auf und es sind 
auch keine Hinweise auf eine Ermessens-
entscheidung erkennbar. Es fehlt an Er-
wägungen zur Rechtsgrundlage, dazu, 
dass das Ermessen erkannt wurde so-
wie zu Art und Umfang der Ermessen-
sausübung und damit an einer nachvoll-
ziehbaren Ermessensbetätigung. Weder 
wird das Wort »Ermessen« verwendet, 
noch finden sich Ausführungen zu den 
öffentlichen Interessen am Erlass der An-
ordnung und zu den gegenläufigen Inter-
essen des Adressaten (vgl. BayVGH, U.v. 
6.2.2014 – 2 B 13.2570 – BayVBI 2015, 
274 = juris Rn. 23 f.). Dies ist umso un-
verständlicher, als der Bevollmächtigte 
der Antragstellerin bereits in seiner E-
Mail vom 6. September 2018 ausdrück-
lich auf die erforderliche Ermessensaus-
übung sowie auf die Geltung des VwVfG 
hingewiesen hatte … 

1.2.3 Zwar kann sich bei fehlender Be-
gründung einer Ermessensentscheidung 
die Ermessensausübung ausnahmswei-
se auch aus sonstigen Umständen er-
geben, der Nachweis durch die Behör-
de muss allerdings zweifelsfrei geführt 
werden können (Sachs in Stelkens/Bonk/
Sachs, VwVfG a.a.O., § 40 Rn. 80 m.w.N.). 
Die Antragsgegnerin beruft sich zwar auf 
einen solchen Ausnahmefall, sie hat dazu 
in ihrer Beschwerdeschrift aber nichts 
Substanzielles vorgetragen (dazu unten 
1.2.3.1) …

1.2.3.1 Trotz umfangreicher schriftsätz-
licher Äußerungen hat der Bevollmäch-
tigte der Antragsgegnerin zur Frage des 
Vorliegens eines Ausnahmefalls im Be-
schwerdeverfahren nicht substantiiert 
vorgetragen. Bereits aus diesem Grund 
hat die Beschwerde keinen Erfolg …

1.2.3.2 Im Übrigen ergeben sich auch 
aus den Behördenakten, die in weiten 
Teilen nicht chronologisch, sondern of-
fensichtlich nach anderen Kriterien ge-
führt worden sind, keine ausreichenden 
Anhaltspunkte. Bei der Frage, welche An-
forderungen im Einzelfall an den Nach-
weis der Ermessensausübung aufgrund 
sonstiger Umstände zu stellen sind, ist 
vor allem zu berücksichtigen, dass die-
se vor dem Hintergrund des Art. 19 Abs. 
4 GG das Gericht in die Lage versetzen 
müssen, die Ordnungsgemäßheit der Er-
messensbetätigung zu überprüfen (vgl. 
oben 1.2.1). Daran fehlt es … 

1.2.3.3 Hinzu kommt, dass in Bezug auf 
die Tenorierung des Bescheids erhebli-
che Unklarheiten darüber bestehen, ob 
es sich (auch) um eine Teilrücknahme 
oder einen Teilwiderruf eines Verbots 
gegenüber der Antragstellerin handelt 
oder ob (lediglich) eine erstmals an die 
Antragstellerin gerichtete sicherheits-
rechtliche Anordnung vorliegt …

Die in diesem Zusammenhang aufgewor-
fenen Fragen … führen aber die Unklar-
heiten auf Behördenseite in Bezug auf 
Regelungsgegenstand und Adressaten 
der streitgegenständlichen Verfügung 
deutlich vor Augen, die selbst noch im 
erstinstanzllchen Verfahren vorhanden 
waren und weisen dadurch zusätzlich auf 
schwerwiegende Defizite bei der konkre-
ten Ermessensausübung hin. Wenn sich 
die zuständigen Behörden nicht einmal 
zu diesem Zeitpunkt darüber im Klaren 
sind, was sie gegenüber welchem Adres-
saten angeordnet haben, spricht das für 
erhebliche Mängel bei der Ermessensbe-
tätigung.

Klarstellend sei noch darauf hingewie-
sen, dass es weder um »strenge forma-
listische Anforderungen an einen dies-
bezüglichen Bescheid« noch um eine 
»streng formalisierte Vorgehensweise« 
geht, wie der Vertreter der Antragsgeg-
nerseite zu meinen scheint, sondern um 
Grundelemente rechtsstaatlichen Han-
delns, wie eine ordentliche und nach-
vollziehbare Dokumentation von Hand-
lungsschritten zur Gewährleistung des 
effektiven Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 
4 GG). Gerade in Fällen, in denen sich 
ein Adressat sicherheitsrechtlicher 
Maßnahmen gegen Anordnungen wen-
det, ist es Sache der Behörde, die Ent-
scheidungsgrundlagen – jedenfalls in ei-
nem Mindestmaß – offen zu legen (vgl. 
oben 1.2.1). Dies gilt erst Recht, wenn Be-
hördenvertreter davon ausgehen, dass 
Fakten von Betroffenen zu Unrecht be-
stritten werden. Es kann dagegen nicht 
Aufgabe der Gerichte sein, auf unklarer 
Grundlage, hier etwa aus verstreuten 
Einzelhinweisen in der in weiten Teilen 
nur schwer nachvollziehbar geführten 
Behördenakte, Rückschlüsse auf mögli-
che, erst im Nachhinein von der Behör-
de behauptete Ermessenserwägungen 
zu ziehen.

1.2.4 Derartige Erwägungen zur Er-
messensausübung waren hier auch 
nicht ausnahmsweise verzichtbar, wo-
rauf der Bevollmächtigte der Antrags-
gegnerin der Sache nach abzustellen 
scheint. Es liegt weder ein Fall der Er-
messensreduzierung auf Null, noch ein 
Fall des intendierten Ermessens vor (vgl. 
dazu BVerwG, U.v. 16.6.1997 – 3 C 22.96 
– BVerwGE 105, 55/57 f. = juris Rn. 14; 
BayVGH, U.v. 20.1.2004 – 8 N 02.3211 
– VGH n.F. 57, 27/38 = juris Rn. 51; Nds 
OVG, U.v. 10.2.2011 – 12 LB 318/08 – 
DAR 2011, 339 = juris Rn. 23f. m.w.N.), 
noch fehlt es an der Schutzwürdigkeit 
des Adressaten aufgrund ausreichen-
der Kenntnis der Sach- und Rechtslage 
(vgl. § 39 Abs. 2 Nr. 2 VwVfG und BVer-
wG, U.v. 14.10.1965 – 2 C 3.63 – BVerwGE 
22, 215/218 = juris Rn. 31). Es mag zutref-
fen, dass hinsichtlich der Frage, ob die 
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Behörde (überhaupt) tätig wird, eine Er-
messensreduzierung auf Null gegeben 
war, wie die Antragsgegnerin geltend 
macht. Bei der Auswahl des Adressaten 
und der Bestimmung von Art und Um-
fang der zu treffenden Anordnung so-
wie der Nebenbestimmungen war je-
doch durch die generalklauselartigen 
Befugnisnormen ein weiter Spielraum 
eröffnet, weshalb selbst ein intendier-
tes Ermessen nicht angenommen wer-
den kann …

1.3 Das Verwaltungsgericht ist zu Recht 
davon ausgegangen, dass die Ermes-
sensfehler nicht geheilt wurden (dazu 
unten 1.3.1 und auch nicht heilbar sind …

1.3.1 Im streitgegenständlichen Be-
schluss wurde zutreffend erkannt, dass 
im Widerspruchsverfahren grundsätzlich 
eine Heilung von Ermessensfehlern mög-
lich ist (vgl. OVG RP, B.v. 22.6.2017-2 A 
10449/16 – juris Rn. 72 ff.; VGH BW, B.v. 
17.2.1994 – 14 5 42/94 – juris Rn. 7), dass 
eine solche hier aber nicht erfolgt ist. Der 
Widerspruchsbescheid vom 20. Septem-
ber 2018 weist eine umfangreiche Sach-
verhaltsschilderung auf, die Begründung 
ist jedoch defizitär. Die Ausführungen un-
ter Ziffer II sind völlig inhaltsleer und flos-
kelhaft. Es fehlt (wiederum) an einer Be-
zeichnung der Rechtsgrundlagen und der 
Ermessenserwägungen, auf denen der 
Verwaltungsakt beruht. Ausführungen 
zur Ermessensausübung sind nicht ein-
mal im Ansatz erkennbar. Daher liegt kei-
ne Heilung des Ermessensausfalls bzw. 
der schwerwiegenden Ermessensdefizite 
im Widerspruchsverfahren vor …

Erforderlich ist, dass die Behörde beim 
Nachschieben von Ermessenserwägun-
gen unmissverständlich deutlich macht, 
dass es sich nicht nur um ein prozes-
suales Verteidigungsvorbringen han-
delt, sondern um eine Veränderung des 
Verwaltungsakts selbst (BVerwG, U.v. 
20.6.2013 – 8 C 46.12 – BVerwGE 147, 
81 Rn. 35). Dass diese Voraussetzung er-
füllt wäre, lässt die Beschwerdebegrün-
dung nicht erkennen. Hinzu kommt, dass 
der erstinstanzliche Vortrag in Bezug auf 
den Regelungsgehalt und die Adressie-
rung der streitgegenständlichen An-
ordnung widersprüchlich ist (vgl. oben 
1.2.3.3), weshalb er nicht geeignet ist, die 
Ermessensfehler zu heilen. Ob § 114 Satz 
2 VwGO im Eilverfahren auch dann nicht 
anzuwenden ist, wenn über den Wider-
spruch bereits entschieden wurde (vgl. 
für die Nichtanwendbarkeit bei laufen-
dem Widerspruchsverfahren Hess-VGH, 
B.v. 26.3.2004 – 8 TG 721/04 – DÖV 2004, 
625 = juris Rn. 42), kann offen gelassen 
werden …

1.3.2 Das Verwaltungsgericht ist auch 
zu Recht davon ausgegangen, dass in 

einem künftigen gerichtlichen Haupt-
sacheverfahren die nachträgliche 
Rechtfertigung eines ohne Ermessens-
betätigung erlassenen Verwaltungs-
akts ausgeschlossen ist (vgl. BVerwG, 
U.v. 23.10.2007 – 1 C 10.07 – BVerw-
GE 129, 367 Rn. 30; B.v. 9.6.2015 – 6 B 
60.14 – juris Rn. 20f.; Rennert in Eyer-
mann, VwGO, 15. Aufl. 2019, § 114 Rn. 
17 und Rn. 89 ff., m.w.N.), unabhängig 
davon, ob es sich dabei um eine Frage 
des § 114 Satz 2 VwGO oder des materi-
ellen Rechts handelt (vgl. dazu BVerwG, 
U.v. 5.5.1998 – 1 C 17.97 – BVerwGE 106, 
351/363 = juris Rn. 35 K; B.v. 20.6.2013 
– 8 C 46.12 – BVerwGE 147, 81 Rn. 31 f.; 
B.v. 9.6.2015 – 6 B 60.14 – a.a.O.; Ren-
nert in Eyermann, a.a.O. § 114 Rn. 89). 
Nach dem allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensrecht dürfen neue Gründe für ei-
nen Verwaltungsakt nur nachgeschoben 
werden, wenn sie schon bei Erlass des 
Verwaltungsakts vorlagen, dieser nicht 
in seinem Wesen verändert und der Be-
troffene nicht in seiner Rechtsverteidi-
gung beeinträchtigt wird (vgl. zum Gan-
zen BVerwG, B.v. 20.6.2013 – 8 C 46.12 
– BVerwGE 147, 81 Rn. 32 m.w.N.; B.v. 
9.6.2015 – 6 B 60.14 – juris Rn. 21). Der 
Verwaltungsakt wird aber in seinem We-
sen verändert, wenn das Ermessen (nach 
einem Ermessensausfall) erstmals aus-
geübt würde (vgl. dazu auch die Nach-
weise bei Rennert in Eyermann, a.a.O., 
§ 114 Rn. 90 f.). Selbst wenn hier (nur) 
von einem Ermessensdefizit auszugehen 
wäre, käme angesichts der Schwere ein 
Nachschieben von Gründen mangels Be-
gründung der Anordnung und mangels 
Hinweisen auf die Ermessensausübung 
und die wesentlichen Ermessenserwä-
gungen nicht in Betracht.

1.3.3 Die Ergänzung von Ermessenser-
wägungen ist im Übrigen von der Hei-
lung der formellen Mängel zu trennen. 
Dies scheint der Vertreter der Antrags-
gegnerin im Beschwerdeverfahren zu 
verkennen (vgl. dazu Lindner/Jahr, JuS 
2013, 673).

Die Ausführungen in der Beschwerdebe-
gründung zum Verhältnis von § 45 VwV-
fG und § 114 Satz 2 VwGO, wonach »die 
gesetzliche Vorschrift des §  45 Rn. 2 
[wohl Abs. 2] VwVfG in ihrem überschie-
ßenden Anwendungsbereich der VwGO 
vorgeht«, »sodass die Bedeutung des 
§ 114 Satz 2 VwGO nur noch in den Fäl-
len relevant wird, in denen die Landes-
verwaltungsverfahrensgesetze der ein-
zelnen Bundesländer eine mit § 114 Satz 
2 VwGO übereinstimmende (oder sogar 
eingeschränktere) Heilungsmöglichkeit 
vorsehen«, sind nur schwer nachvoll-
ziehbar …

Dahinstehen kann, ob die Antragsgeg-
nerin die fehlende Begründung des Be-

scheids im erstinstanzlichen Verfah-
ren gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Abs. 
2 VwVfG wirksam nachgeholt hat. Selbst 
wenn dies der Fall wäre, wäre damit le-
diglich der formelle Fehler geheilt, nicht 
dagegen der materiellrechtliche Ermes-
sensfehler (grundlegend dazu Lindner/
Jahr, JuS 2013, 673 m.w.N.).

2. Auf Fragen des materiellen Sicher-
heitsrechts, etwa ob vom streitgegen-
ständlichen Schiff Gefahren ausge-
gangen sind, die eine entsprechende 
Anordnung gerechtfertigt haben, 
kommt es im Beschwerdeverfahren – 
angesichts der dargelegten materiellen 
Mängel der Anordnung (vgl. oben 1.) – 
nicht an. 

3. Ebenso wenig spielen Fragen des 
§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Nr. 4 VwGO 
eine Rolle. Sollte die Antragsgegnerin 
der Auffassung sein, dass die aufschie-
bende Wirkung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 2 VwGO entfalle, überzeugt dies 
nicht. Zum einen muss nach dem aus-
drücklichen Gesetzeswortlaut die An-
ordnung oder die Maßnahmen von ei-
nem Polizeivollzugsbeamten getroffen 
werden. Es wurde bisher nicht vorge-
tragen, dass es sich bei den jeweiligen 
Mitarbeitern um Vollzugsbeamte im 
institutionellen Sinn nach den Bestim-
mungen des Bundesrechts (vgl. dazu 
VGH BW, B.v. 27.9.2011 – 1 5 2554/11 – 
juris Rn. 8; Hoppe in Eyermann, a.a.O. 
§  80 Rn. 34; Funke-Kaiser in Bader/
Funke-Kaiser/Stuhlfauth/von Albedyll, 
VwGO, 7. Aufl. 2018, § 80 Rn. 35) ge-
handelt hat. Nicht ausreichend ist da-
gegen, dass die handelnde Behörde 
eine Gefahrenabwehrbehörde ist, weil 
diese ihre Verwaltungsakte nur gemäß 
§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO für so-
fort vollziehbar erklären kann (VGH BW, 
B.v. 27.9.2011 – 1 5 2554/11 – a.a.O.; Hop-
pe, a.a.O.). Zum anderen ist ausdrück-
lich Voraussetzung, dass es sich um 
unaufschiebbare Anordnungen und 
Maßnahmen handelt (vgl. BayVGH, 
B.v 11.8.2010 – 10 CS 10.1346 – BayV-
BI 2011, 702 = juris Rn. 14 m.w.N.). Wor-
aus sich dies hier ergeben soll, ist nicht 
ersichtlich. Erforderlich wäre, dass die 
Zeit nicht ausgereicht hat, um eine An-
ordnung nach §  80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
4 VwGO zu treffen, was nicht der Fall 
war (vgl. oben 1.2.2) …

Die mögliche Nachholung der Anord-
nung gemäß § 80 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 i.V.m. 
Abs. 3 VwGO spielt demgegenüber kei-
ne Rolle mehr. Eine Erörterung der Fra-
ge, ob und unter welchen Voraussetzun-
gen in einem gerichtlichen Verfahren die 
sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 4 VwGO angeordnet werden 
kann und ob dies zu einer Heilung führt, 
erübrigt sich …

Fortsetzung unter www.binnenschifffahrt-online.de 
bis Sammlung S. 2609 
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Beschluss des Bayerischen Verwaltungs-
gerichtshofes, Az.: 8 CS 18.2364 (Ver-
waltungsgericht Regensburg, Az.: 8 O 
8 S.18.1521) rechtskräftig (das Hauptsa-
cheverfahren ist noch anhängig)
Beschluss

I. Die Beschwerde wird zurückgewiesen.
II. Die Antragsgegnerin trägt die Kosten 
des Beschwerdeverfahrens.
III. Der Streitwert für das Beschwerdever-
fahren wird auf 10.000 Euro festgesetzt.
Gründe:
1.
Die Antragstellerin wendet sich als Aus-
rüsterin und Schiffseignerin (§  2 Abs. 
1 Binnenschiffahrtsgesetz) gegen eine 
Anordnung des Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsamts (WSA) Regensburg, ihr 
Gütermotorschiff (GMS) »Chateau Cha-
lon« betreffend.
Am 4. September 2018 wurde auf dem 
Gebiet der Stadt Regensburg im Bereich 
der Oberpfalzbrücke und der Schleuse 
Regensburg eine Gewässerverunreini-
gung der Donau in Form eines auf dem 
Wasser schwimmenden Ölfilms festge-
stellt. Als möglicher Verursacher wurde 
das GMS »Chateau Chalon« der Antrag-
stellerin ermittelt. Die eingesetzten Was-
serschutzpolizeikräfte sprachen für das 
Schiff vor Ort gegenüber dem Schiffs-
führer mündlich ein Weiterfahrverbot 
aus, das noch am gleichen Tag durch 
das WSA Regensburg schriftlich bestä-
tigt wurde (Az.: 3-213.3/31).

Der Bevollmächtigte der Antragstellerin 
wandte sich daraufhin am 6. September 
2018 mit mehreren E-Mails an das WSA 
Regensburg mit der Aufforderung, das 
Fahrverbot umgehend aufzuheben. Mit 
weiterer E-Mail vom selben Tag an die 
Generaldirektion Wasserstraßen und 
Schifffahrt Würzburg wiederholte er die 
Forderung und wies auf die Beachtung 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes hin. 
Zudem erklärte er, dass es nach seiner 
Auffassung keine Rechtsgrundlage für 
das Verbot gebe und dass offensichtlich 
keinerlei Ermessensausübung stattge-
funden habe.
Der Sachverständige für Binnenschiff-
fahrt Dr-Ing. U führte in seiner Stellung-
nahme vom 6. September 2018 aus, dass 
er das GMS »Chateau Chalon« am 5. Sep-
tember 2018 im Auftrag des WSA Re-
gensburg untersucht habe. Die Ursache 
für die Gewässerverunreinigung habe 
er dabei nicht feststellen können. Bei ei-
nem Startversuch der Hauptmaschine 
und beim anschließenden Maschinen-
lauf hätten sich keine weiteren Verunrei-
nigungen ergeben. Allerdings seien kurz 
nach dem Einkuppeln zwei etwa 1 m2 gro-
ße Ölflecken von unterhalb des Schiffs 
durch das Schraubenwasser an die Ober-
fläche gelangt. Daraufhin sei die Maschi-
ne abgestellt worden. In der Achterpiek 

habe überwiegend mit Fett verunreinig-
tes Wasser gestanden. Er gehe aufgrund 
der Konsistenz der Fettreste und der 
Höhe des Wasserstands aber dennoch 
nicht davon aus, dass Reste aus dieser 
zur Verunreinigung beim Start der Ma-
schine geführt haben könnten, selbst 
wenn die Abdichtungen der Ruderschäf-
te nicht in Ordnung gewesen seien.
Mit Telefax vom 10. September 2018, um 
8.51 Uhr versendet, erklärte die Gene-
raldirektion Wasserstraßen und Schiff-
fahrt Würzburg gegenüber dem Bevoll-
mächtigten der Antragstellerin, dass 
das Weiterfahrverbot aufrechterhalten 
werde. Die Antragstellerin müsse zuerst 
nachweisen, dass von dem Schiff keine 
Gefahr einer Gewässerverunreinigung 
ausgehe. Der Bevollmächtigte legte da-
raufhin mit E-Mail vom gleichen Tag (um 
10.09 Uhr versendet) »nochmals« Wider-
spruch gegen das angeordnete Fahrver-
bot ein.
Am 11. September 2018 wurde das GMS 
»Chateau Chalon« durch einen Taucher 
einer Spezialfirma abgetaucht und auf 
mögliche Schäden unter Wasser unter-
sucht. Der Sachverständige Dr-Ing. U er-
klärte in seiner Stellungnahme vom sel-
ben Tag, die am 12. September 2018 an 
das WSA Regensburg übersendet wurde, 
dass die Untersuchung nach Auskunft 
des Tauchers keine Auffälligkeiten erge-
ben habe. Der Sachverständige führt je-
doch aus, dass der mittlere Ruderschaft 
des Fahrzeugs deutlich Spiel gehabt habe 
und dass beim Einbringen eines Hebels 
zwischen Ruderwelle und Ruderdurch-
führung geringe Mengen von eindringen-
dem Wasser hätten festgestellt werden 
können. Die dort vorhandene Dichtung 
sei eingelaufen gewesen, so dass ange-
sichts des Lagerspiels Wasser ins Schiff 
habe eindringen können. Während der 
Fahrt könne aufgrund der Anordnung 
dieses Ruders im Schraubenwasser eine 
Sogwirkung entstehen, durch die ein 
Wasser-, Öl- und Fettgemisch aus der 
Achterpiek nach außenbords gezogen 
werde. Die Dichtung sei nach Absprache 
durch die Taucherfirma behelfsmäßig 
erneuert worden. Ein Startversuch mit 
eingekoppelter Welle habe keine neuen 
Verunreinigungen ergeben. Daher emp-
fahl der Sachverständige die Freigabe 
des Fahrzeugs mit Auflagen. Die Achter-
piek sei leer von Flüssigkeiten zu halten, 
neu auftretender Wassereintritt, der zur 
Überflutung des Bodengitters führe, sei 
im Altöltank des Schiffs aufzunehmen 
oder an Bilgenentöler abzugeben. Die 
Lagerungen der Ruderschäfte seien zu 
überprüfen und das Wellenspiel korrekt 
einzustellen, gegebenenfalls seien die 
Lager zu erneuern. Anschließend seien 
die Dichtungen zu erneuern. Die Arbeiten 
seien innerhalb von vier Wochen abzu-
schließen. Die fachgerechte Erledigung 
sei durch die Bescheinigung einer Fach-

firma oder eines anerkannten Sachver-
ständigen für Schiffsbau zu bestätigen.
Aus dem Untersuchungsbericht des Bay-
erischen Landesamts für Umwelt vom 11. 
September 2018 geht hervor, dass die 
von der Verunreinigung gezogenen Was-
serproben mit Referenzproben, die aus 
dem Schiffsinneren entnommen wor-
den seien, sehr gut übereinstimmten. Es 
sei davon auszugehen, dass die Verun-
reinigung des Gewässers mit sehr hoher 
Wahrscheinlichkeit durch das im Ver-
dacht stehende Frachtschiff verursacht 
worden sei.
Das WSA Regensburg ordnete mit E-
Mail vom 11. September 2018, die an 
den Bevollmächtigten der Antragstelle-
rin – ohne weitere Bezeichnung des Ad-
ressaten – am selben Tag versendet wur-
de, folgendes an:
»Aufhebung des Weiterfahrverbotes für 
das Gütermotorschiff »Chateau Chalon«
Aufgrund heute erfolgter provisorischer 
Reparatur wird das Weiterfahrverbot für 
das Gütermotorschiff »Chateau Chalon«, 
ENI 04603280 vom 04.09.2018 mit sofor-
tiger Wirkung zu nachfolgenden Bedin-
gungen aufgehoben:

Die Ruderschäfte sind innerhalb von vier 
Wochen fachgerecht instand zu setzen.

Während des Zeitraumes bis zum In-
standsetzungsbeginn ist die Achterpiek 
trocken zu halten und regelmäßig zu kon-
trollieren.

Über die fachgerechte Instandsetzung 
ist dem Wasserstraßen- und Schifffahrt-
samt Regensburg die Bescheinigung ei-
ner Fachfirma oder eines anerkannten 
Sachverständigen vorzulegen.«
Es folgt eine (einfache) Signatur der Mit-
arbeiterin des WSA Regensburg. Eine 
Rechtsbehelfsbelehrung war nicht bei-
gefügt.
Der Bevollmächtigte der Antragstellerin 
erhob mit Telefax vom 13. September 
2018 Widerspruch »gegen diese Aufla-
gen« zur Instandsetzung der Ruderschäf-
te, zur Trockenhaltung der Achterpiek so-
wie zur Vorlage einer Bescheinigung über 
eine fachgerechte Instandsetzung und 
gab als sein Aktenzeichen 49/18R15 an. 
Die Ruderschäfte befänden sich in einem 
Zustand, der die Fahrtüchtigkeit in keiner 
Weise beeinträchtige. Sie könnten schon 
rein technisch nicht die Ursache der Ge-
wässerverunreinigung sein. Zudem be-
antragte er, die aufschiebende Wirkung 
des Widerspruchs herzustellen.
Die Generaldirektion Wasserstraßen und 
Schiffahrt Würzburg wies die Widersprü-
che vom 6. September 2018, vom 10. Sep-
tember 2018 und vom 13. September 2018 
(unter Bezugnahme auf das Aktenzeichen 
des Bevollmächtigten 49/18R15) mit Wi-
derspruchsbescheid zurück, der am 21. 
September 2018 zugestellt wurde. Der 
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in der Behördenakte in Kopie enthaltene 
Widerspruchsbescheid mit dem Datum 
19. September 2018 wurde laut Vermerk 
mit Datum vom 20. September 2018 an 
den Bevollmächtigten zugestellt. Der im 
Klageverfahren RO 8 K 18.1737 vorge-
legte Widerspruchsbescheid trägt das 
handschriftlich geänderte Datum 20. 
September 2018. In den Gründen wur-
de der Sachverhalt nochmals ausführ-
lich geschildert. Zur Begründung wurde 
jedoch nur ausgeführt, dass der zulässi-
ge Widerspruch unbegründet sei. Soweit 
die Widerspruchsführerin zu Form- und 
Rechtsfehlerhaftigkeit sowie angebli-
cher Nichtigkeit der Entscheidungen der 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwal-
tung (WSV) vortragen lasse, bleibe ihr 
dies unbenommen. An der Beurteilung 
der Sachlage durch die WSV ändere dies 
nichts. Die Anträge »aus den Schrift-
sätzen vom 06.09.2018, 10.09.2018 und 
13.09.2018 – Az. 49/18R15 -« seien »aus 
allen genannten Gründen als unbegrün-
det zu erachten«. In der Rechtsbehelfs-
beiehrung wird ausgeführt, »gegen den 
Bescheid des Wasserstraßen und Schiff-
fahrtsamtes Regensburg vom 04.09.2018 
– Az.: 3-213.3/31 – und die Anordnung der 
sofortigen Vollziehung« könne »inner-
halb eines Monats nach Zustellung die-
ses Widerspruchsbescheides Klage er-
hoben werden«.
Die Antragstellerin beantragte daraufhin 
beim Verwaltungsgericht Regensburg, 
die aufschiebende Wirkung des Wider-
spruchs wiederherzustellen. Im erstin-
stanzllchen Verfahren erklärte die An-
tragsgegnerin u.a. im Schriftsatz vom 
8. Oktober 2018, dass sie die sofortige 
Vollziehung »zur Klarstellung ausdrück-
lich nochmals« anordne. Sie verwies da-
bei auf die nur provisorische Abdichtung 
der Ruderschäfte. Es bestehe die Gefahr 
eines erneuten Ölaustritts. Die Beseiti-
gung dieses Zustands stehe im öffentli-
chen Interesse an der Vermeidung von 
drohenden schädlichen Umwelteinwir-
kungen. Hinzu komme, dass der Aus-
tritt von Öl zu Einsätzen von Feuerwehr 
und Wasserstraßenverwaltung führe 
und dass in dieser Zeit der Schiffsver-
kehr regelmäßig eingeschränkt oder so-
gar blockiert sein könne. Daher spreche 
auch das Allgemeininteresse an der Si-
cherheit und Leichtigkeit der Schifffahrt 
für den Sofortvollzug. Schließlich stell-
ten brennbare Substanzen auf Wasser-
straßen eine Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit dar. Die Antragsgegnerin führte 
zudem in diesem Schriftsatz aus, dass 
sich der Ausgangsbescheid vom 4. Sep-
tember 2018 allein gegen den seinerzeiti-
gen Schiffsführer gerichtet habe. Weiter 
heißt es dort: »im Rahmen der Verfügung 
vom 11.9.2018 wurde darüber hinaus ein 
neues, nunmehr aufschiebend bedingtes 
Weiterfahrverbot ausgesprochen«, wel-
ches sich »allein« gegen die Antragstel-

lerin gerichtet habe. Dementsprechend 
sei auch der Widerspruchsbescheid vom 
19. September 2018 (auch seinem Wort-
laut nach) lediglich gegen diese ergan-
gen (richtig: Widerspruchsbescheid vom 
20. September 2018). Die noch »im Rah-
men des Widerspruches vom 19.9.2018« 
sowie der Antragserwiderung im ge-
genständlichen Verfahren (vgl. Schrift-
satz vom 25.9.2018) »irrtümlicher Wei-
se gewählte Formulierung, wonach der 
Bescheid vom 11.9.2018 derart zu ver-
stehen sei, dass das ursprünglich unbe-
dingte Weiterfahrverbot (vom 4.9.2018) 
»unter Erteilung von Bedingungen und 
Auflagen mit einer verbindlichen Zusi-
cherung der späteren endgültigen Auf-
hebung bei Einhaltung der festgesetzten 
Bedingungen und Auflagen mit soforti-
ger Wirkung vorläufig zurückgenommen 
werde, wird hiermit klarstellungshalber 
zurückgenommen«. Das am 11. Septem-
ber 2018 »aufschiebend bedingt ausge-
sprochene neue Weiterfahrverbot« sei 
von allen Beteiligten »als nur gegen die 
Ausrüsterin« (gemeint: die Antragstelle-
rin) verstanden worden.

Das Verwaltungsgericht Regensburg 
stellte mit Beschluss vom 23. Oktober 
2018 die aufschiebende Wirkung ei-
ner (zu diesem Zeitpunkt noch zu erhe-
benden) Klage gegen den Bescheid des 
Wasser- und Schifffahrtsamts Regens-
burg (richtig: Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsamts) vom 11. September 2018, in 
der Gestalt des Widerspruchsbescheids 
der Generaldirektion Wasserstraßen und 
Schiffahrt Würzburg vom 20. September 
2018, wieder her. Zur Begründung wurde 
im Wesentlichen ausgeführt: Der Antrag 
sei zulässig. Eine in der Hauptsache zu 
erhebenden Anfechtungsklage sei nicht 
verfristet, weil die Antragstellerin nicht 
ordnungsgemäß nach § 58 Abs. 1 VwGO 
belehrt worden sei. Vor allem sei auf den 
falschen Bescheid, nämlich auf die Verfü-
gung vom 4. September 2018, Bezug ge-
nommen worden und nicht auf den hier 
streitgegenständlichen Bescheid vom 11. 
September 2018. Der Antrag habe auch 
in der Sache Erfolg. Die aufschiebende 
Wirkung einer Anfechtungsklage ent-
falle weder nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
2 VwGO (mangels Anordnung durch ei-
nen Polizeivollzugsbeamten) noch nach 
§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO (mangels 
hinreichender Begründung). Im Übrigen 
ergebe die vom Gericht vorzunehmen-
de Interessenabwägung, dass das pri-
vate Interesse der Antragstellerin an der 
aufschiebenden Wirkung ihres Rechts-
behelfs das öffentliche Interesse am So-
fortvollzug überwiege. Nach summari-
scher Prüfung spreche alles dafür, dass 
eine Klage gegen den Bescheid vom 11. 
September 2018 Erfolg haben werde. 
Der Bescheid sei schon formell rechts-
widrig und verletze die Antragstellerin in 

eigenen Rechten. Die streitgegenständ-
liche Anordnung sei nicht ordnungsge-
mäß begründet worden. Darüber hinaus 
liege auch die materielle Rechtswidrig-
keit wegen fehlender Ermessenserwä-
gungen vor. Weder die Verfügung noch 
der Widerspruchsbescheid ließen die 
zugrundeliegende Befugnisnorm er-
kennen. Bei den von der Antragsgeg-
nerin im Gerichtsverfahren bezeichne-
ten Rechtsgrundlagen handle es sich um 
Ermessensregelungen. Der streitgegen-
ständlichen Verfügung könnten jedoch 
keinerlei Ermessenserwägungen ent-
nommen werden, weil diese überhaupt 
keine Begründung enthalte. Auch im Wi-
derspruchsbescheid sei darauf nicht ein-
gegangen worden. Der dortigen Sach-
verhaltsschilderung sei lediglich zu 
entnehmen, dass die Ursachenforschung 
bezüglich der Gewässerverunreinigung 
keinen anderen Schluss als denjenigen 
zulasse, dass nur das GMS »Chateau Cha-
lon« als Verursacher der Gewässerverun-
reinigung in Betracht zu ziehen sei. Nach 
provisorischer Behebung des Schadens 
am Schiff sei das Weiterfahrverbot unter 
Erteilung von Bedingungen und Auflagen 
vorläufig zurückgenommen worden. Zu 
einer Ermessensausübung fänden sich 
jedoch keinerlei Ausführungen. Eine Er-
gänzung der Ermessenserwägungen im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren sei 
nicht möglich, weil ein Fall des Ermes-
sensausfalls vorliege.
Die Antragstellerin hat am 23. Oktober 
2018 gegen den streitgegenständlichen 
Bescheid vom 11. September 2018 in der 
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 
20. September 2018 Anfechtungsklage 
erhoben.
Mit ihrer Beschwerde wendet sich die An-
tragsgegnerin gegen den Beschluss des 
Verwaltungsgerichts Regensburg vom 
23. Oktober 2018. Sie beantragt sinnge-
mäß,
den Beschluss des Verwaltungsgerichts 
Regensburg vom 23. Oktober 2018 auf-
zuheben und den Antrag auf Wiederher-
stellung der aufschiebenden Wirkung der 
Anfechtungsklage gegen den gegenüber 
der Antragstellerin am 11. September 
2018 erlassenen Verwaltungsakt in Ge-
stalt des Widerspruchsbescheids vom 
20. September 2018 abzulehnen.
Zur Begründung führt sie im Wesent-
lichen aus, dass weiterhin die Gefahr 
bestehe, dass aus dem GMS »Chateau 
Chalon« Öl austrete. Die Anordnung der 
sofortigen Vollziehbarkeit nach § 80 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 4 VwGO sei nicht erforder-
lich gewesen, weil ein Fall des § 80 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 2 VwGO vorliege. Weiterhin 
beruft sie sich sinngemäß darauf, dass 
die Begründungsmängel aufgrund der in 
erster Instanz abgegebenen Erklärungen 
geheilt seien. Die Anordnung sei auch 
nicht ermessensfehlerhaft. Die handeln-
de Behörde habe ihr Auswahlermessen 
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erkannt. Hinsichtlich der Entscheidung, 
überhaupt tätig zu werden, liege eine 
Ermessensreduzierung auf Null vor. Im 
Übrigen seien den Vertretern der Antrag-
stellerin aufgrund mehrerer Besprechun-
gen die wesentlichen Erwägungen der 
handelnden Behörde bekannt gewesen. 
Es habe sich um einen Verwaltungsakt 
gehandelt, der unter Zeitdruck und auf 
Drängen der Antragstellerseite ergan-
gen sei, »in einer schnellen Kurzform als 
konditionierter Forderungskatalog«. Die 
Antragsgegnerin könne nicht erkennen, 
inwiefern das WSA Regensburg ermes-
sensfehlerhaft gehandelt habe.
Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- 
und Streitstands wird auf den Inhalt der 
bei- gezogenen Behördenakten sowie 
der Gerichtsakten verwiesen. 

II.
1. Die zulässige Beschwerde hat in der 
Sache keinen Erfolg. Die von der Antrags-
gegnerin mit der Beschwerde vorge-
brachten Gründe, auf deren Prüfung das 
Gericht nach § 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO 
beschränkt ist, rechtfertigen keine Abän-
derung der erstinstanzlichen Entschei-
dung.
Die Entscheidung des Verwaltungsge-
richts, wonach die aufschiebende Wir-
kung der Anfechtungsklage wiederher-
zustellen war, weil die Klage gegen den 
Bescheid vom 11. September 2018 nach 
summarischer Prüfung voraussichtlich 
Erfolg haben wird, erweist sich auch in 
Ansehung der von der Antragsgegnerin 
innerhalb der Frist des § 146 Abs. 4 Satz 
1 VwGO dargelegten Gründe als zutref-
fend.
Das Verwaltungsgericht hat nicht ledig-
lich eine Anordnung der sofortigen Voll-
ziehbarkeit aufgehoben, sondern die 
aufschiebende Wirkung der (mittlerwei-
le erhobenen) Anfechtungsklage wieder-
hergestellt (s. dazu BayVGH, B.v. 4.1.2006 
– 11 CS 05.1878 – juris Rn. 19 ff.; Külp-
mann, in Finkelnburg/Dombert/Külp-
mann, Vorläufiger Rechtsschutz im Ver-
waltungsverfahren, 7. Aufl. 2017, Rn. 
1031 ff. m.w.N.). Es hat die in den Fäl-
len des § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 2 VwGO 
erforderliche eigene gerichtliche Abwä-
gung des Suspensivinteresses der An-
tragstellerin mit dem Vollzugsinteresse 
der Antragsgegnerin (vgl. Hoppe in Ey-
ermann, VwGO, 15. Aufl. 2019, § 80 Rn. 
85 f. m.w.N.) zutreffend daran orientiert, 
dass die in der Hauptsache erhobene Kla-
ge nach summarischer Prüfung zulässig 
ist (wogegen die Antragsgegnerin keine 
Einwände erhebt) und dass auch alles da-
für spricht, dass diese in der Sache Erfolg 
haben wird (vgl. BVerwG, B.v. 6.7.1994 – 
1 VR 10.93 – NVwZ 1995, 587 = juris Rn. 
4; BayVGH, B.v. 4.1.2006 – 11 CS 05.1878 
– a.a.O.; Puttler in Sodan/Ziekow, VwGO, 
5. Aufl. 2018, § 80 Rn. 158 m.w.N.). Nach 
den überzeugenden Ausführungen im 

angefochtenen Beschluss ist der streit-
gegenständliche Bescheid wegen fehlen-
der Ermessenserwägungen rechtswidrig 
und verletzt die Antragstellerin in ihren 
Rechten (dazu unten 1.2). Diese mate-
riellen Fehler wurden nicht geheilt und 
können auch nicht mehr geheilt werden 
(dazu unten 1.3), weil in einem gerichtli-
chen Verfahren lediglich eine Ergänzung 
von Ermessenserwägungen in Betracht 
kommt, wie vom Verwaltungsgericht 
ebenfalls zutreffend dargelegt wurde. 
Die dagegen erhobenen Einwendungen 
der Antragsgegnerin überzeugen nicht. 
Sie trägt mit ihrer Beschwerde nichts vor, 
was eine andere Bewertung begründen 
könnte.
1.1 Rechtsgrundlage der streitgegen-
ständlichen Anordnung sind nach eige-
nem Bekunden der Antragsgegnerin, die 
dazu allerdings erst im gerichtlichen Ver-
fahren Ausführungen gemacht hat, be-
sondere sicherheitsrechtliche General-
klauseln (§§ 24, 28 Abs. 1 WaStrG, § 1 Abs. 
1 Nr. 2, Abs. 2 Satz 2 BinSchAufgG i.V.m. 
der Donauschifffahrtspolizeiverordnung, 
vgl. Akte des Verwaltungsgerichts S. 54) 
und damit generalklauselartige Befug-
nisnormen, die der handelnden Behörde 
einen weiten Ermessensspielraum ein-
räumen. Ebenso stehen die getroffenen 
Nebenbestimmungen gemäß § 36 VwV-
fG im behördlichen Ermessen. Sollte 
schließlich in der Anordnung auch eine 
Rücknahme (§ 48 VwVfG) oder ein Wi-
derruf (§ 49 VwVfG) in Bezug auf ein zu-
vor verhängtes Weiterfahrverbot enthal-
ten sein, was aus dem bisherigen Vortrag 
des Vertreters der Antragsgegnerin nicht 
klar hervorgeht, handelt es sich insofern 
ebenfalls um eine Ermessensentschei-
dung. Sowohl nach § 48 VwVfG als auch 
nach § 49 VwVfG hat die Behörde Ermes-
sen auszuüben.
1.2 Das Verwaltungsgericht ist – entge-
gen der Ansicht des Bevollmächtigten 
der Antragsgegnerin – zutreffend da-
von ausgegangen, dass der streitgegen-
ständliche Verwaltungsakt ermessens-
fehlerhaft erlassen wurde.
1.2.1 Nach § 40 VwVfG hat eine Behör-
de das ihr durch Gesetz eingeräumte Er-
messen entsprechend dem Zweck der 
Ermächtigung auszuüben und die ge-
setzlichen Grenzen des Ermessens ein-
zuhalten. Die gerichtliche Prüfung ist auf 
die Rechtmäßigkeitskontrolle der Aus-
übung beschränkt (§ 114 Satz 1 VwGO, 
vgl. dazu BVerwG, U.v. 13.11.1979 —1 C 
16.75 – NJW 1980, 2034 = juris Rn. 13). 
Ein danach beachtlicher Ermessensfehler 
liegt vor, wenn die Behörde das ihr einge-
räumte Ermessen nicht (erkennbar) betä-
tigt (Sachs in Stelkens/Bonk/Sachs, VwV-
fG, 9. Auflage 2018, §4 0 Rn. 77 m.w.N.; 
vgl. auch BVerwG, U.v. 23.9.1992-6 C 2.91 
– BVerwGE 91, 24/42 = juris Rn. 55). Dies 
beurteilt sich regelmäßig nach den kon-
kreten Erwägungen im Entscheidungs-

zeitpunkt (vgl. BayVGH, U.v. 6.2.2014 – 
2 B 13.2570 – BayVBI 2015, 274 = juris Rn. 
23 f.). Der nach Art. 19 Abs. 4 GG verfas-
sungsrechtlich garantierte gerichtliche 
Rechtsschutz setzt nach der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung voraus, dass 
die Behörde offenbart, von welchen Ge-
sichtspunkten sie sich bei der Ausübung 
des Ermessens hat leiten lassen. Diesem 
Zweck dient auch die (von der materie-
lirechtlich zu beurteilenden Ermessens-
fehlerhaftigkeit zu trennende formelle) 
Pflicht zur Begründung von Verwaltungs-
akten gemäß § 39 VwVfG (vgl. BVerwG 
U.v. 24.9.1996 – 1 C 9.94 – BVerwGE 102, 
63/70 m.w.N.; U.v. 5.9.2006 – 1 C 20.05 – 
NVwZ 2007, 470/471 = juris Rn. 18). Die 
bei der Ermessensausübung angestell-
ten Erwägungen müssen grundsätzlich 
aus der Entscheidung erkennbar wer-
den (vgl. BFH, U.v. 11.3.2004 – VII 52/02 – 
BFHE 205, 14 = juris Rn. 16). Ist dagegen 
nicht ersichtlich, welche Gesichtspunk-
te für die Ermessensentscheidung maß-
geblich gewesen sind, liegt ein Ermes-
sensausfall vor (BayVGH, B.v. 26.2.2009 
– 4 CS 08.3123 – juris Rn. 9; B.v. 9.11.2009-
4B09.594 – juris Rn. 19 ff.; B.v. 14.12.2011 
– 4BV 11.895 – juris Rn. 35; vgl. auch BVer-
wG, U.v. 1.9.2016 – 4 C 4.15 – BVerwGE 
156, 94 Rn. 27). Die hier getroffene sicher-
heitsrechtliche Verfügung hätte danach 
erkennen lassen müssen, auf welcher 
Grundlage die Behörde ihre Ermessens-
entscheidung getroffen hat, dass alle we-
sentlichen Gesichtspunkte in ihre Ent-
scheidung eingeflossen sind und dass 
die öffentlichen sowie die privaten Inte-
ressen zutreffend erkannt und gewich-
tet wurden. Dies gilt vor allem für die 
Betätigung des durch die oben genann-
ten Befugnisnormen eröffneten Auswah-
lermessens hinsichtlich des Adressaten 
(vgl. dazu etwa § 25 WaStrG) sowie der 
Maßnahme (vgl. BayVGH, B.v. 18.1.2010 – 
10 C 09.2750 – juris Rn. 10) einschließlich 
der Nebenbestimmungen. Bei fehlenden 
Angaben zur Rechtsgrundlage und voll-
ständig fehlenden Ermessenserwägun-
gen ist das Verwaltungsgericht nicht in 
der Lage zu prüfen, ob bei der Ermessen-
sausübung die rechtlichen Voraussetzun-
gen beachtet wurden.
Bei Zugrundelegung dieser Maßstäbe hat 
das Verwaltungsgericht zu Recht einen 
Ermessensausfall bzw. einen schwerwie-
genden Ermessensfehler angenommen.
1.2.2 Der streitgegenständliche Bescheid 
besteht lediglich aus einem Tenor. Der 
elektronische Verwaltungsakt weist – 
entgegen § 39 Abs. 1 und 2 VwVfG – keine 
Begründung auf und es sind auch keine 
Hinweise auf eine Ermessensentschei-
dung erkennbar. Es fehlt an Erwägungen 
zur Rechtsgrundlage, dazu, dass das Er-
messen erkannt wurde sowie zu Art und 
Umfang der Ermessensausübung und 
damit an einer nachvollziehbaren Ermes-
sensbetätigung. Weder wird das Wort 
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»Ermessen« verwendet, noch finden sich 
Ausführungen zu den öffentlichen Inter-
essen am Erlass der Anordnung und zu 
den gegenläufigen Interessen des Adres-
saten (vgl. BayVGH, U.v. 6.2.2014 – 2 B 
13.2570 – BayVBI 2015, 274 = juris Rn. 
23 f.). Dies ist umso unverständlicher, als 
der Bevollmächtigte der Antragstellerin 
bereits in seiner E-Mail vom 6. Septem-
ber 2018 ausdrücklich auf die erforderli-
che Ermessensausübung sowie auf die 
Geltung des VwVfG hingewiesen hatte. 
Worin die Antragsgegnerin eine »imma-
nente« Begründung sehen will, wie sie 
im Beschwerdeverfahren ausführt, er-
schließt sich dem Senat nicht. Vielmehr 
ist das Verwaltungsgericht zu Recht von 
einem Ermessensausfall, in jedem Fall 
aber von einem schwerwiegenden Er-
messensdefizit ausgegangen. Dass die 
gewählte Verfahrensweise mit der be-
sonderen Eilbedürftigkeit zusammen-
hängen mag, wie der Vertreter der An-
tragsgegnerin vorträgt, spielt keine Rolle. 
Trotz der Eilebedürftigkeit bei Erlass sind 
aus Sicht des Senats keine Gründe dafür 
ersichtlich, dass es hier nicht möglich ge-
wesen sein sollte, zumindest eine knappe 
Begründung zu geben. Warum nicht ein-
mal die Rechtsgrundlage und die wesent-
lichen Erwägungen mitgeteilt wurden, 
denen sich die handelnde Behörde laut 
Beschwerdevorbringen bei Bescheider-
lass bewusst war, erschließt sich nicht.
1.2.3 Zwar kann sich bei fehlender Be-
gründung einer Ermessensentscheidung 
die Ermessensausübung ausnahmswei-
se auch aus sonstigen Umständen er-
geben, der Nachweis durch die Behör-
de muss allerdings zweifelsfrei geführt 
werden können (Sachs in Stelkens/Bonk/
Sachs, VwVfG a.a.O., § 40 Rn. 80 m.w.N.). 
Die Antragsgegnerin beruft sich zwar 
auf einen solchen Ausnahmefall, sie hat 
dazu in ihrer Beschwerdeschrift aber 
nichts Substanzielles vorgetragen (dazu 
unten 1.2.3.1). Es finden sich auch kei-
ne sonstigen Hinweise, etwa in den Be-
hördenakten, die einen Nachweis für die 
rechtsfehlerfreie Ermessensausübung in 
objektivierbarer Weise liefern könnten 
(dazu unten 1.2.3.2). Dies gilt umso mehr, 
als nicht einmal aus dem Vortrag des Be-
vollmächtigten der Antragsgegnerin im 
erstinstanzlichen Verfahren hinreichend 
hervorgeht, dass diese Voraussetzungen 
gegeben sind (dazu unten 1.2.3.3).
1.2.3.1 Trotz umfangreicher schriftsätz-
licher Äußerungen hat der Bevollmäch-
tigte der Antragsgegnerin zur Frage des 
Vorliegens eines Ausnahmefalls im Be-
schwerdeverfahren nicht substanziiert 
vorgetragen. Bereits aus diesem Grund 
hat die Beschwerde keinen Erfolg. Es 
wird aus dem Beschwerdevorbringen 
nicht ersichtlich, aus welchen konkre-
ten Anhaltspunkten, etwa aus bestimm-
ten Aktenstücken, auf eine hinreichende 
Ermessensausübung geschlossen wer-

den soll. Die in der Beschwerdebegrün-
dung beispielhaft aufgeführte Korres-
pondenz datiert vor den maßgeblichen 
Untersuchungen am 11. September 2018, 
die neue Erkenntnisse gebracht und da-
mit zu einer neuen Sachverhaltseinschät-
zung geführt haben. Vermerke der WSV 
über Besprechungen mit den Beteiligten 
finden sich nicht. So sind vor allem die 
Inhalte der Gespräche am 11. Septem-
ber 2018, die der Bevollmächtigte der 
Antragsgegnerin erwähnt, bei summa-
rischer Prüfung nicht aus den Akten er-
sichtlich.
1.2.3.2 Im Übrigen ergeben sich auch 
aus den Behördenakten, die in weiten 
Teilen nicht chronologisch, sondern of-
fensichtlich nach anderen Kriterien ge-
führt worden sind, keine ausreichenden 
Anhaltspunkte. Bei der Frage, welche An-
forderungen im Einzelfall an den Nach-
weis der Ermessensausübung aufgrund 
sonstiger Umstände zu stellen sind, ist 
vor allem zu berücksichtigen, dass die-
se vor dem Hintergrund des Art. 19 Abs. 
4 GG das Gericht in die Lage versetzen 
müssen, die Ordnungsgemäßheit der Er-
messensbetätigung zu überprüfen (vgl. 
oben 1.2.1). Daran fehlt es. Dass Behör-
denmitarbeiter Erwägungen vor Beschei-
derlass angestellt haben mögen, reicht 
mangels Nachvollziehbarkeit und Nach-
weisbarkeit nicht aus.
1.2.3.3 Hinzu kommt, dass in Bezug auf 
die Tenorierung des Bescheids erhebli-
che Unklarheiten darüber bestehen, ob 
es sich (auch) um eine Teilrücknahme 
oder einen Teilwiderruf eines Verbots ge-
genüber der Antragstellerin handelt oder 
ob (lediglich) eine erstmals an die An-
tragstellerin gerichtete sicherheitsrecht-
liche Anordnung vorliegt. Für ersteres 
sprechen der eindeutige Wortlaut, wo-
nach das Weiterfahrverbot »zu nachfol-
genden Bedingungen aufgehoben« wird 
sowie die Überschrift und die Betreffzeile 
»Aufhebung des Weiterfahrverbotes .. . ». 
Der Bevollmächtigte der Antragsgegne-
rin hat dementsprechend im erstinstanz-
lichen Verfahren im Schriftsatz vom 25. 
September 2018 ausgeführt, das Weiter-
fahrverbot sei unter Erteilung von Bedin-
gungen und Auflagen vorläufig zurück-
genommen worden. Im Schreiben vom 
8. Oktober 2018 wird davon gesprochen, 
es sei »das am 04.09.2018 ausgesproche-
ne absolute Weiterfahrverbot im Rah-
men eines Abänderungsbescheides am 
11.09.2018 durch das WSA Regensburg 
[dahingehend] abgeändert« worden. 
Auf Seiten der Antragsgegnerin selbst 
scheint über den genauen Regelungsge-
halt sowie über die oder den Adressaten 
der Anordnung erhebliche Unklarheit zu 
herrschen. Im gleichen Schriftsatz hat 
deren Bevollmächtigter nämlich vorge-
tragen, dass das ursprüngliche Fahrver-
bot vom 4. September 2018 ausschließ-
lich gegen den Schiffsführer gerichtet 

gewesen sei und dass dieses mit Be-
scheid vom 11. September 2018 »zumin-
dest konkludent (schlüssig)« aufgehoben 
worden. Bei dem streitgegenständlichen 
Verwaltungsakt habe es sich darüber hi-
naus um »ein neues, nunmehr aufschie-
bend bedingtes Weiterfahrverbot« ge-
genüber der Antragstellerin gehandelt. 
Weiter wird in diesem Schriftsatz aus-
geführt, bestimmte »irrtümlicherweise 
gewählte« Formulierungen im Wider-
spruchsbescheid und in der Antragser-
widerung (das unbedingte Weiterfahr-
verbot vom 4.9.2018 sei unter Erteilung 
von Bedingungen und Auflagen vorläufig 
zurückgenommen worden) würden »hier-
mit klarstellungshalber zurückgenom-
men«. Die in diesem Zusammenhang 
aufgeworfenen Fragen bedürfen im Rah-
men der summarischen Prüfung keiner 
abschließenden Klärung (vgl. zu den Be-
stimmtheitsanforderungen in Bezug auf 
den Adressaten OVG Saarl, U.v. 20.2.2017 
– 2 A 34/16 – juris Rn. 25). Sie führen aber 
die Unklarheiten auf Behördenseite in 
Bezug auf Regelungsgegenstand und 
Adressaten der streitgegenständlichen 
Verfügung deutlich vor Augen, die selbst 
noch im erstinstanzllchen Verfahren vor-
handen waren und weisen dadurch zu-
sätzlich auf schwerwiegende Defizite bei 
der konkreten Ermessensausübung hin. 
Wenn sich die zuständigen Behörden 
nicht einmal zu diesem Zeitpunkt darü-
ber im Klaren sind, was sie gegenüber 
welchem Adressaten angeordnet haben, 
spricht das für erhebliche Mängel bei der 
Ermessensbetätigung.
Klarstellend sei noch darauf hingewie-
sen, dass es weder um »strenge forma-
listische Anforderungen an einen dies-
bezüglichen Bescheid« noch um eine 
»streng formalisierte Vorgehensweise« 
geht, wie der Vertreter der Antragsgeg-
nerseite zu meinen scheint, sondern um 
Grundelemente rechtsstaatlichen Han-
delns, wie eine ordentliche und nach-
vollziehbare Dokumentation von Hand-
lungsschritten zur Gewährleistung des 
effektiven Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 
4 GG). Gerade in Fällen, in denen sich ein 
Adressat sicherheitsrechtlicher Maßnah-
men gegen Anordnungen wendet, ist es 
Sache der Behörde, die Entscheidungs-
grundlagen – jedenfalls in einem Min-
destmaß – offen zu legen (vgl. oben 1.2.1). 
Dies gilt erst Recht, wenn Behördenver-
treter davon ausgehen, dass Fakten von 
Betroffenen zu Unrecht bestritten wer-
den. Es kann dagegen nicht Aufgabe der 
Gerichte sein, auf unklarer Grundlage, 
hier etwa aus verstreuten Einzelhinwei-
sen in der in weiten Teilen nur schwer 
nachvollziehbar geführten Behördenak-
te, Rückschlüsse auf mögliche, erst im 
Nachhinein von der Behörde behauptete 
Ermessenserwägungen zu ziehen.
1.2.4 Derartige Erwägungen zur Ermes-
sensausübung waren hier auch nicht 
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ausnahmsweise verzichtbar, worauf 
der Bevollmächtigte der Antragsgegne-
rin der Sache nach abzustellen scheint. 
Es liegt weder ein Fall der Ermessens-
reduzierung auf Null, noch ein Fall des 
intendierten Ermessens vor (vgl. dazu 
BVerwG, U.v. 16.6.1997 – 3 C 22.96 – BVer-
wGE 105, 55/57 f. = juris Rn. 14; BayVGH, 
U.v. 20.1.2004 – 8 N 02.3211 – VGH n.F. 
57, 27/38 = juris Rn. 51; Nds OVG, U.v. 
10.2.2011 – 12 LB 318/08 – DAR 2011, 339 
= juris Rn. 23f. m.w.N.), noch fehlt es an 
der Schutzwürdigkeit des Adressaten 
aufgrund ausreichender Kenntnis der 
Sach- und Rechtslage (vgl. § 39 Abs. 2 Nr. 
2 VwVfG und BVerwG, U.v. 14.10.1965 – 
2 C 3.63 – BVerwGE 22, 215/218 = juris Rn. 
31). Es mag zutreffen, dass hinsichtlich 
der Frage, ob die Behörde (überhaupt) 
tätig wird, eine Ermessensreduzierung 
auf Null gegeben war, wie de Antrags-
gegnerin geltend macht. Bei der Auswahl 
des Adressaten und der Bestimmung von 
Art und Umfang der zu treffenden Anord-
nung sowie der Nebenbestimmungen 
war jedoch durch die generalklauselar-
tigen Befugnisnormen ein weiter Spiel-
raum eröffnet, weshalb selbst ein inten-
diertes Ermessen nicht angenommen 
werden kann. Angesichts der ausdrück-
lichen Aufforderungen des Bevollmäch-
tigten der Antragstellerin, Maßnahmen 
zu begründen und zu den Vorgängen 
Stellung zu nehmen, kann sich die An-
tragsgegnerin nicht mit Erfolg darauf be-
rufen, dass deren Vertretern der Sachver-
halt hinreichend bekannt gewesen sei. 
Hinzu kommt, dass sich die Erkenntnis-
se der Behördenmitarbeiter vor Erlass 
der Anordnung in kurzen Zeiträumen 
mehr-facht verändert haben, so dass nur 
schwer zu überblicken war, von welchem 
genauen Sachstand die handelnde Be-
hörde ausging, wie sie die unterschied-
lichen Einwendungen der Antragsteller-
seite wertete und welche Überlegungen 
sie im Einzelnen ihrer Anordnung letzten 
Endes zugrunde legte.
1.3 Das Verwaltungsgericht ist zu Recht 
davon ausgegangen, dass die Ermes-
sensfehler nicht geheilt wurden (dazu 
unten 1.3.1) und auch nicht heilbar sind 
(dazu unten 1.3.2). Auf die Frage, wie die 
Heilbarkeit im Verfahren nach § 80 Abs. 
5 VwGO zu berücksichtigen ist (vgl. W.-
R. Schenke in Kopp/Schenke, 24. Aufl. 
2019, § 80 Rn. 160 m.w.N.), kommt es da-
her nicht an. Die Einwendungen der An-
tragsgegnerin überzeugen nicht (dazu 
unten 1.3.3).
1.3.1 Im streitgegenständlichen Be-
schluss wurde zutreffend erkannt, dass 
im Widerspruchsverfahren grundsätzlich 
eine Heilung von Ermessensfehlern mög-
lich ist (vgl. OVG RP, B.v. 22.6.2017-2 A 
10449/16 – juris Rn. 72 ff.; VGH BW, B.v. 
17.2.1994 – 14 5 42/94 – juris Rn. 7), dass 
eine solche hier aber nicht erfolgt ist. Der 
Widerspruchsbescheid vom 20. Septem-

ber 2018 weist eine umfangreiche Sach-
verhaltsschilderung auf (Ziffer 1), die 
Begründung ist jedoch defizitär. Die 
Ausführungen unter Ziffer II sind völlig 
inhaltsleer und floskelhaft. Es fehlt (wie-
derum) an einer Bezeichnung der Rechts-
grundlagen und der Ermessenserwä-
gungen, auf denen der Verwaltungsakt 
beruht. Ausführungen zur Ermessen-
sausübung sind nicht einmal im Ansatz 
erkennbar. Daher liegt keine Heilung des 
Ermessensausfalls bzw. der schwerwie-
genden Ermessensdefizite im Wider-
spruchsverfahren vor.

Zwar behauptet der Bevollmächtigte der 
Antragsgegnerin eine Heilung durch die 
im erstinstanzlichen Gerichtsverfahren 
übermittelten Schriftsätze vom 25. Sep-
tember und vom 8. Oktober 2018; es fehlt 
aber an einer Darlegung im Beschwer-
deverfahren, aufgrund welcher in den 
genannten Schreiben enthaltener Aus-
führungen eine ermessensfehlerfreie 
Entscheidung vorliegen soll. Erforder-
lich ist, dass die Behörde beim Nach-
schieben von Ermessenserwägungen un-
missverständlich deutlich macht, dass es 
sich nicht nur um ein prozessuales Ver-
teidigungsvorbringen handelt, sondern 
um eine Veränderung des Verwaltungs-
akts selbst (BVerwG, U.v. 20.6.2013 – 8 C 
46.12 – BVerwGE 147, 81 Rn. 35). Dass 
diese Voraussetzung erfüllt wäre, lässt 
die Beschwerdebegründung nicht er-
kennen. Hinzu kommt, dass der erstin-
stanzliche Vortrag in Bezug auf den Re-
gelungsgehalt und die Adressierung der 
streitgegenständlichen Anordnung wi-
dersprüchlich ist (vgl. oben 1.2.3.3), wes-
halb er nicht geeignet ist, die Ermessens-
fehler zu heilen. Ob § 114 Satz 2 VwGO 
im Eilverfahren auch dann nicht anzu-
wenden ist, wenn über den Widerspruch 
bereits entschieden wurde (vgl. für die 
Nichtanwendbarkeit bei laufendem Wi-
derspruchsverfahren Hess-VGH, B.v. 
26.3.2004 – 8 TG 721/04 – DÖV 2004, 625 = 
juris Rn. 42), kann offen gelassen werden.

Soweit die Antragsgegnerin sich im Be-
schwerdeverfahren der Sache nach da-
rauf beruft, dass sie bei Erlass des Be-
scheids im Interesse des Betroffenen an 
einer schnellen Entscheidung auf eine 
Begründung verzichtet habe, überzeugt 
dies bereits aus den oben dargelegten 
Gründen nicht (vgl. 1.2.2). Noch weniger 
vermag dieses Vorbringen derartige De-
fizite bei der Begründung eines Wider-
spruchsbescheids zu erklären (vgl. zu den 
Begründungsanforderungen §  73 Abs. 
3 Satz 1 VwGO).
1.3.2 Das Verwaltungsgericht ist auch zu 
Recht davon ausgegangen, dass in einem 
künftigen gerichtlichen Hauptsachever-
fahren die nachträgliche Rechtfertigung 
eines ohne Ermessensbetätigung erlas-
senen Verwaltungsakts ausgeschlos-

sen ist (vgl. BVerwG, U.v. 23.10.2007 – 
1 C 10.07 – BVerwGE 129, 367 Rn. 30; B.v. 
9.6.2015 – 6 B 60.14 – juris Rn. 20f.; Ren-
nert in Eyermann, VwGO, 15. Aufl. 2019, 
§ 114 Rn. 17 und Rn. 89 ff., m.w.N.), un-
abhängig davon, ob es sich dabei um 
eine Frage des § 114 Satz 2 VwGO oder 
des materiellen Rechts handelt (vgl. dazu 
BVerwG, U.v. 5.5.1998 – 1 C 17.97 – BVer-
wGE 106, 351/363 = juris Rn. 35 K; B.v. 
20.6.2013 – 8 C 46.12 – BVerwGE 147, 
81 Rn. 31 f.; B.v. 9.6.2015 – 6 B 60.14 – 
a.a.O.; Rennert in Eyermann, a.a.O. 
§ 114 Rn. 89). Nach dem allgemeinen Ver-
waltungsverfahrensrecht dürfen neue 
Gründe für einen Verwaltungsakt nur 
nachgeschoben werden, wenn sie schon 
bei Erlass des Verwaltungsakts vorlagen, 
dieser nicht in seinem Wesen verändert 
und der Betroffene nicht in seiner Rechts-
verteidigung beeinträchtigt wird (vgl. 
zum Ganzen BVerwG, B.v. 20.6.2013 – 8 C 
46.12 – BVerwGE 147, 81 Rn. 32 m.w.N.; 
B.v. 9.6.2015 – 6 B 60.14 – juris Rn. 21). Der 
Verwaltungsakt wird aber in seinem We-
sen verändert, wenn das Ermessen (nach 
einem Ermessensausfall) erstmals aus-
geübt würde (vgl. dazu auch die Nach-
weise bei Rennert in Eyermann, a.a.O., 
§ 114 Rn. 90 f.). Selbst wenn hier (nur) 
von einem Ermessensdefizit auszugehen 
wäre, käme angesichts der Schwere ein 
Nachschieben von Gründen mangels Be-
gründung der Anordnung und mangels 
Hinweisen auf die Ermessensausübung 
und die wesentlichen Ermessenserwä-
gungen nicht in Betracht.
1.3.3 Die Ergänzung von Ermessenser-
wägungen ist im Übrigen von der Hei-
lung der formellen Mängel zu trennen. 
Dies scheint der Vertreter der Antrags-
gegnerin im Beschwerdeverfahren zu 
verkennen (vgl. dazu Lindner/Jahr, JuS 
2013, 673).
Die Ausführungen in der Beschwerdebe-
gründung zum Verhältnis von § 45 VwVfG 
und § 114 Satz 2 VwGO, wonach »die ge-
setzliche Vorschrift des § 45 Rn. 2 [wohl 
Abs. 2] VwVfG in ihrem überschießen-
den Anwendungsbereich der VwGO vor-
geht [Hervorhebungen wie im Original]«, 
»sodass die Bedeutung des § 114 Satz 
2 VwGO nur noch in den Fällen relevant 
wird, in denen die Landesverwaltungs-
verfahrensge-setze [Hervorhebungen 
wie im Original] der einzelnen Bundes-
länder eine mit § 114 Satz 2 VwGO über-
einstimmende (oder sogar eingeschränk-
tere) Heilungsmöglichkeit vorsehen«, 
sind nur schwer nachvollziehbar. Die 
von dem Vertreter der Antragsgegne-
rin zitierte Literaturansicht vermag des-
sen Auffassung jedenfalls nicht zu stüt-
zen. Sie geht vielmehr ebenfalls davon 
aus, dass im Anwendungsbereich des 
§ 114 Satz 2 VwGO lediglich schriftliche 
Begründungen ergänzt werden können 
(W.-R. Schenke in Kopp/Schenke, a.a.O. 
§ 114 Rn. 51); Fälle, in denen es an Er-
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messenserwägungen bisher fehlte, das 
Ermessen also noch gar nicht ausge-
übt wurde oder wesentliche Teile der Er-
messenserwägungen ausgetauscht oder 
erst nachträglich nachgeschoben wur-
den, werden dagegen auch nach dieser 
Ansicht nicht erfasst (so ausdrücklich 
W.-R. Schenke in Kopp/Schenke, a.a.O. 
§ 114 Rn. 50).
Dahinstehen kann, ob die Antragsgeg-
nerin die fehlende Begründung des Be-
scheids im erstinstanzlichen Verfah-
ren gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Abs. 
2 VwVfG wirksam nachgeholt hat. Selbst 
wenn dies der Fall wäre, wäre damit le-
diglich der formelle Fehler geheilt, nicht 
dagegen der materielirechtliche Ermes-
sensfehler (grundlegend dazu Lindner/
Jahr, JuS 2013, 673 m.w.N.).
2. Auf Fragen des materiellen Sicher-
heitsrechts, etwa ob vom streitgegen-
ständlichen Schiff Gefahren ausge-
gangen sind, die eine entsprechende 
Anordnung gerechtfertigt haben, kommt 
es im Beschwerdeverfahren – angesichts 
der dargelegten materiellen Mängel der 
Anordnung (vgl. oben 1.) – nicht an. Glei-
ches gilt für die Kernfrage, ob angesichts 
der von der Antragstellerin vorgelegten 
Auskünfte von Fachleuten (gutachterli-
che Stellungnahme eines Sachverstän-
digen vom 17.9.2018, und der M D vom 
19.10.2018, Anlage AS 27, Akte des Ver-
waltungsgerichts S. 80) aktuell eine Ge-
fahr besteht und ob diese Auskünfte vom 
Antragsgegner hinreichend entkräftet 
wurden. Diese Fragestellungen lassen 
sich im Rahmen des summarischen Ver-
fahrens auch nicht abschließend klären. 
Die Antragsgegnerin ist aber darauf hin-
zuweisen, dass bloße Verweise auf frü-
here Tätigkeiten von Sachverständigen 
oder anderen fachkundigen Personen re-
gelmäßig nicht ausreichen dürften, um 
fachlich fundierte Aussagen zu entkräf-
ten. Vielmehr bedarf es dafür in der Regel 
fachlicher Stellungnahmen durch sach-
verständige Personen, die sich auf den 
Kern der streitigen Fragen beschränken 
sollten, hier etwa auf die Frage, welches 
Spiel das streitgegenständliche Lager 
des Mittelruders haben darf und welche 
Anforderungen an die dort vorhandenen 
Abdichtungen zu stellen sind. Die Antrag-
stellerin ist ihrerseits darauf aufmerksam 
zu machen, dass es bei summarischer 
Prüfung fraglich erscheint, ob und aus 
welchen Gründen die am 11. September 
2018 durchgeführte Ersetzung der defek-
ten Gummidichtung als dauerhaft siche-
re und fachgerechte Reparatur anzuse-
hen ist, nachdem der Sachverständige 
Dr.-lng. U von einer nur behelfsmäßigen 
Erneuerung der Dichtung des mittleren 
Ruderschafts ausgegangen ist. Inwiefern 
dieser Umstand den vorgelegten Stellun-
gahmen zugrunde lag und welche Bedeu-
tung die Präsentation einer angeblich in 
Regensburg ausgebauten Gummidich-

tung haben soll, bedürfte ebenfalls ei-
ner näheren Prüfung. Im Übrigen hat der 
von der Antragsgegnerin herangezogene 
Sachverständige einen nachvollziehba-
ren und schlüssigen Geschehensablauf 
in Bezug auf den Ölaustritt dargelegt, 
der durch Untersuchungsberichte sowie 
durch Auskünfte anderer Behörden ge-
stützt wird.
3. Ebenso wenig spielen Fragen des 
§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Nr. 4 VwGO 
eine Rolle. Sollte die Antragsgegnerin der 
Auffassung sein, dass die aufschiebende 
Wirkung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
2 VwGO entfalle, überzeugt dies nicht. 
Zum einen muss nach dem ausdrückli-
chen Gesetzeswortlaut die Anordnung 
oder die Maßnahmen von einem Polizei-
vollzugsbeamten getroffen werden. Es 
wurde bisher nicht vorgetragen, dass es 
sich bei den jeweiligen Mitarbeitern um 
Vollzugsbeamte im institutionellen Sinn 
nach den Bestimmungen des Bundes-
rechts (vgl. dazu VGH BW, B.v. 27.9.2011 
– 1 5 2554/11 – juris Rn. 8; Hoppe in Ey-
ermann, a.a.O. § 80 Rn. 34; Funke-Kaiser 
in Bader/Funke-Kaiser/Stuhlfauth/von 
Albedyll, VwGO, 7. Aufl. 2018, § 80 Rn. 
35) gehandelt hat. Nicht ausreichend ist 
dagegen, dass die handelnde Behörde 
eine Gefahrenabwehrbehörde ist, weil 
diese ihre Verwaltungsakte nur gemäß 
§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO für sofort 
vollziehbar erklären kann (VGH BW, B.v. 
27.9.2011 – 1 5 2554/11 – a.a.O.; Hoppe, 
a.a.O.). Zum anderen ist ausdrücklich 
Voraussetzung, dass es sich um unauf-
schiebbare Anordnungen und Maßnah-
men handelt (vgl. BayVGH, B.v 11.8.2010 
– 10 CS 10.1346 – BayVBI 2011, 702 = juris 
Rn. 14 m.w.N.). Woraus sich dies hier er-
geben soll, ist nicht ersichtlich. Erforder-
lich wäre, dass die Zeit nicht ausgereicht 
hat, um eine Anordnung nach § 80 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 4 VwGO zu treffen, was nicht 
der Fall war (vgl. oben 1.2.2).
Soweit sich die Antragsgegnerin dar-
auf beruft, dass sie mit Schriftsatz vom 
8. Oktober 2018 die sofortige Vollzie-
hung angeordnet habe, ist ihr zwar zu-
zugeben, dass sich die angegriffene Ent-
scheidung mit dieser Frage nicht näher 
auseinandersetzt; dies war aber nicht er-
forderlich. Vielmehr ist das Verwaltungs-
gericht zutreffend davon ausgegangen, 
dass nach einer summarischen Prüfung 
alles dafür spricht, dass der Bescheid 
rechtswidrig ist und die Antragstellerin in 
ihren Rechten verletzt (vgl. oben 1.), wo-
rauf die Entscheidung tragend gestützt 
werden kann. Die mögliche Nachholung 
der Anordnung gemäß § 80 Abs. 1 Satz 
2 Nr. 4 i.V.m. Abs. 3 VwGO spielt dem-
gegenüber keine Rolle mehr. Eine Erör-
terung der Frage, ob und unter welchen 
Voraussetzungen in einem gerichtlichen 
Verfahren die sofortige Vollziehung ge-
mäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO ange-
ordnet werden kann und ob dies zu einer 

Heilung führt, erübrigt sich.
4. Die Kostenentscheidung ergibt sich 
aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die Streitwert-
festsetzung beruht auf § 47, § 52 Abs. 1, 
§ 53 Abs. 2 Nr. 2 GKG unter Heranziehung 
der Ziffern 1.5 und 35.1 des Streitwertka-
talogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
vom 18. Juli 2013.


